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Zur moraltheologischen Beurteilung eines politisch
motivierten Hungerstreiks

VO Walter Kerber S}

Der Hungerstreik der katholischen Häftlinge 1mM Gefängnis VO

Maze (Nordirland) hat anderem auch azu geführt, da VO

verschiedener Seıite PTNeUL ber die sıttlıche Erlaubtheit eınes solchen
Kampfmittels diskutiert wurde. uch VO katholischen Theologen
sind darüber schon 1n der Vergangenheıt einander widersprechende
Meınungen geäußert worden. Dıie rage der siıttlichen Erlaubtheit
eines politisch motivıerten Hungerstreiks verdient aber auch unab-
hängıg VO ihrer augenblicklichen Aktualıtät eıne grundsätzliche
Erörterung. S1ie soll darum SE abstrakt behandelt werden,
der allgemeınen Rücksicht, ob e1in solcher Hungerstreik jemals als
politisches Kampfmittel als sıttlıch erlaubt angesehen werden ann
Es wırd A also davon abstrahiert, ob ELWa 1mM Irland der Gegenwart
die eventuell anzunehmenden Rechtfertigungsgründe für einen sol-
chen Hungerstreik gegeben sind Zur Beurteilung dessen tehlen dem
Autor die erforderlichen Informationen. Diese Frape soll terner ob-
jektiv 1M Hınblick auf die sittliche Rıichtigkeıit eines solchen Handelns
beurteilt werden. Es wiırd also nıcht eingegangen auf die subjektive
(und damıt möglicherweıse irrıge) Gewissenslage der (etwa In Irland)
Streikenden un damıt die sittlıche Gutheit ıhres Handelns der die
Entschuldigungsgründe für einen Gewissensirrtum. Die Frage lautet
also Kann eın Hungerstreik bıs Z eigenen ode ıIn einer polıtı-
schen Auseinandersetzung AaUus$s irgendwelchen Gründen der
iırgendwelchen Bedingungen jemals sıttlıch gerechtfertigt werden,
un W as waren solche möglichen Gründe der Bedingungen?

Unter „Hungerstreik” wiırd hıer verstanden „dıe freiwillıge un völ-
lıge Verweigerung der Nahrungsaufnahme, verbunden mIıt der
gyemeınten Drohung, 1€eSs bıs Z Erfüllung eıner politischen Forde-
rung der dem eigenen Tod fortzusetzen, als Mittel des 5S0OS gewalt-
losen Widerstandes“” Die Handlung hat eıne ZEWISSE Ahnlichkeit mıiıt
einer Erpressung der Folter; der Unterschied lıegt darın, da{fß nıcht
einem anderen eın physisches bel angedroht der zugefügt wird,
sondern das Handeln sıch den ıIn Hungerstreik Tretenden
selbst richtet. Dabeı wiırd die Absıcht verfolgt, den anderen (etwa die
Regierung) der die Offentlichkeit auf eiıne als ungerecht empfunde-

Sıtuation autmerksam machen, un ZW AAar 5 da{ß der andere 1Ns
Unrecht gBESELIZL un: ihm die Verantwortung tür den eigenen Tod
gelastet werden soll Man will damıt die eigene moralische ber-
legenheit ZU Ausdruck bringen: Der sich als gerechtfertigt ANSC-
sehene Gebrauch physischer Gewalt richtet siıch nıcht das Le-
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ben des polıtischen Gegners, sondern das eigene Leben Das
Ziel (die Überwindung der Ungerechtigkeıit) erscheint dem Hunger-
streikenden als ein hohes Gut, daß se1ın Leben dafür einzusetzen
un nottalls hinzugeben bereit 1St. Dadurch soll der andere einem
als moralısch angesehenen Handeln veranlaßt werden.

Die Verurteilung des Hungerstreiks als einer direkten Tötung nach der
gängigen moraltheologischen Prinzipienlehre

Dıirekte Selbsttötung als 1n sıch schlechte Frandklune
Dı1e katholische moraltheologıische Lıteratur, sOoOweılt S1Ee sıch über-

haupt mMI1t dem Hungerstreik befaft hat,; geht davon Aaus, da{fß ach
dem Gebot des Dekalogs „Du sollst nıcht töten“ der Mensch weder
ber das Leben eınes anderen och über se1n eigenes Leben verfügen
darf Dieses Tötungsverbot wırd aber insotfern nıcht absolut un
eingeschränkt verstanden, als ındırekte Tötung ach dem Prinzıp der
Doppelwirkung estimmten Bedingungen sıttlich erlaubt seın
ANN: Direkte Tötung wiırd aber (mıt Ausnahme des Vollzugs der SO
desstrafe gegenüber einem Schuldigen) als eine In sıch schlechte
Handlung (intrınsece malum) betrachtet, die keinen Umstän-
den gerechtfertigt werden kann, auch nıcht eines noch hohen
Zıeles wiıllen.

Als entscheidend mu{fß also die Frage angesehen werden, ob der
Hungerstreik ach dem Prinzıp der Doppelwirkung als NUur indirekte
Tötung gerechtfertigt werden ann der als direkte Tötung eiıne 1n
sıch schlechte Handlung darstellt. Darum ol diese Frage zunächst
untersucht werden.

Ta BPFIiInzIıp der Doppelwirkung
Damıt eıne Handlung ach dem Prinzıp der Doppelwirkung C

rechtfertigt werden kann, mMuUussen 1er Punkte ertüllt sSe1IN:
a) Die Handlung mu{fß 1n sıch selbst gut der wenıgstens inditferent

Se1IN; S$1E darf nıcht ın sich schlecht se1in.
Dı1e ZuLE Folge muß wenıgstens gleich unmiıttelbar A4aUS der Hand-
lung hervorgehen W1€ die schlechte Folge; der ZuLe Zweck heiligt
nıcht das schlechte Miıttel.

C) Di1e böse Folge darf nıcht direkt ıntendiert, sondern 1Ur zugelassen
werden.
Es mu eın entsprechend wichtiger Grund vorliegen, der die
schlechte Folge aufwiegt.

| Ex 20, E Dtn 5



Zur ORALIHEOLOGISCHEN BEURTEILUNG MO  EN HUNGERSTREIKS

Anwendung auf den Hungerstreıik
/7u d) Es se1 Jer unterstellt, dafß 1m Falle elnes polıtisch motivier-

ten Hungerstreiks das letztlich intendierte Ziel die Durchsetzung
einer polıtischen Gerechtigkeitsforderung 1St, die sıch einen hohen
Einsatz rechtfertigt, selbst den des eigenen Lebens. Ob diese Bedin-
SunNngs ertüllt ISt, mu{fß 1n jedem einzelnen Fall geprüft werden.

SA1 C) eım Hungerstreik wırd der eigene 'Tod nıcht 1n sıch inten-
dıert, sondern 9808  —_ als reale Möglıchkeit 1n auf 26 Dies
geht daraus hervor, da{fß das Ziel des Hungerstreiks gerade ann als
erreicht angesehen werden kann, WCNN CT der Erfüllung der
polıtıschen Forderung abgebrochen werden ann Dıi1e Selbsttötung
1St eın notwendiges Miıttel .. Erreichung des Zıeles, W1€E CS be1-
spielsweıse der Fall wäre, WECNN einer sıch selbst Otet; seine Taqau
oder seıne Kınder ın den Besıitz einer Erbschafrt der Versicherungs-
prämıie bringen.

7Zu a) un b Es bleibt prüfen, ob der Hungerstreik als Miıttel
Zur Durchsetzung eines politischen Zieles als wenigstens indıtferent
angesehen werden annn Folgt die gyute Wırkung beim Hungerstreik
gleich unmıittelbar A4US eıner Handlung, die auch eine schlechte Wır-
kung hat, der ergıbt sıch die ZuLE Wırkung C1S! als Folge Aaus einer
schlechten Handlung der Wiırkung?

Hunfersirerk als keın bloßes Unterlassen
Wıe 1St der Hungerstreik als Handlung sıttlicher Rücksicht

näher umschreiben? Er ann zunächst nıcht als eın bloßes Unter-
lassen der Nahrungsaufnahme) angesehen werden, auch nıcht als
das Unterlassen eıner gebotenen Handlung. Dıieses könnte durch
andere entsprechend wichtige Gründe aufgewogen werden. (Ver-
gleichsbeispiele: das Unterlassen des Gottesdienstbesuches Sonn-
Lag, eine kranke Multter pflegen; das Unterlassen der sıch
verpflichtenden dorge für die eigene Gesundheıit, gefährlich
Kranken beizustehen.) Dıie Schädigung der eigenen Gesundheit bıs
hın ZUT: Selbsttötung wird vielmehr als solche und damiıiıt direkt als
Miıttel eingesetzt, die gewünschten Zıele erreichen. Dıie Ver-
weigerung der notwendiıgen Nahrungsaufnahme richtet sıch als
Handlung bewußt un ausdrücklic das eigene Leben selbst.
Dı1e Handlung esteht unmiıttelbar 1n einer angedrohten un bereits
begonnenen Selbsttötung. Ihr moralischer Charakter würde sıch nıcht
wesentlich ändern, WECNN die Stelle des passıven Unterlassens der
Nahrungsaufnahme eın entsprechendes aktıves Tun Tate; die
regelmäßige Einnahme eines langsam wirkenden Giftes, die Wenn

lange fortgesetzt den Tod herbeiführen würde. Miıt dem
Begritfspaar „aktıves TIun passıves Unterlassen“ äfßt siıch dıe INOTa-

lısche Frage des Hungerstreiks nıcht lösen.

45



WALTER KERBER

Hungerstreik als Drohung und Erpressungsversuch
Genaugenommen 1St 6c5 aber Sal nıcht die (begonnene) Selbsttö-

Lung, die als Mittel C NS E Erreichung des gewünschten Zıeles eingesetzt
wird, sondern die Drohung miıt der endgültigen Selbsttötung, durch
die die Regierung Z Einlenken veranlafßt werden soll Dabeı 1St
aber nıcht die Drohung (Erpressung) selbst das eigentliıch Iragwür-
dige Element der Handlung. Fa{fist MNan nämlıich den Hungerstreik als
eıne Art Erpressung auf, bleibt bedenken, da{ß die Regierung
einem Handeln erpreßt werden soll, das ach Auffassung der in den
Hungerstreik Tretenden sıttlich geboten 1st: 1E solche Erpressung
als Androhung VO Gewalt, dıe F Zıel hat, den anderen VO einem
ungerechten Handeln abzuschrecken, wAare sittlich unbedenklich
EGT. der Bedingung, da{ß die Art der angedrohten Gewaltanwendung
nıcht 1n sıch schlecht 1ST un die Verhältnismäßigkeıt der Miıttel g..
wahrt bleıibt. Parallelbeispiele: Der Staat ‚erpreßt” durch Androhung
VO Gewalt den potentiellen Verbrecher, se1ın Verbrechen _-

lassen. Der Eıgentümer einer Sache bedroht den potentiellen 1eb
mMI1t der Anwendung VO Gewalt, auf diese Weıse seın Eıgentums-
recht schützen.

Hungerstreik als angedrohte Gewaltanwendung einen
Unschukdigen

Im Falle des Hungerstreiks wiıird aber Gewaltanwendung nıcht g-
SCH einen ungerechten Angreıiter angedroht, sondern den
Hungerstreikenden selbst. Sıch eınen ungerechten Angreiter
mıt Gewalt (einschließlich möglicher Todesfolge) verteidigen,
wird be1 Verhältnismäßigkeıt der Mittel als Notwehr gerechtfer-
tıgt. Dıi1e T1ötung e1nes unschuldigen Dritten könnte aber keinen
Umständen, auch nıcht ZUr Verteidigung eigener Rechte, als sıttlıch
erlaubt angesehen werden. S1€ annn darum auch nıcht angedroht
werden. ine Drohung VO der Art „Wenn du mIır meın gestohlenes
Geld nıcht wiedergıbst, tOÖOte ich eın Kınd, das sıch 1n meıner Gewalt
befindet”, annn nıemals gerechtfertigt werden. Macht C Nnu einen
wesentlichen Unterschied aus, daß der Unschuldıige, dessen Gesund-
eıt un Leben bedroht wird, der Drohende selbst ist? Hat der Hun-
gerstreikende ein Verfügungsrecht ber se1in Leben 1n der Weıse, da{fß

c siıch selbst nehmen kann, WECNN dıe Regierung se1ine Forderung
nıcht erfüllt? Wenn dieses Recht nıcht hat; ann un darf damıt
auch nıcht drohen.

Führt der Hungerstreik C Tode, 1St dieser zwaf bedingt durch
eın Unterlassen der Regierung, den als berechtigt angesehenen For-
derungen nachzugeben. ber diese Unterlassung führt den Tod NUT

Bedingungen herbeıl, die der Streikende selbst ZESELIZL hat,; und
unmıittelbar wiırd der Tod VO Streikenden selbst verursacht. Wıe 1M-
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INCTLr INan die Sache drehen der wenden INası Dırekte Selbsttötung
1St beım Hungerstreik der unmıttelbare Gegenstand der Drohung W1€
auch der Handlung. Physische Gewalt bıs hın ZANT: Tötung wird ANSC-
wandt eiınen „Unschuldigen“ (den Streikenden selbst) für eın
Unrecht; das den gemachten Voraussetzungen eın anderer (der
politische Gegner, die Regierung) begeht.

Hungerstreik als angedrohte und begonnene Selbsttötung?g
Daraus ergıbt sıch, da{ß der Hungerstreik ach den Prinzıipien der

gängıgen Moral miıt Sicherheit nıcht gerechtfertigt werden annn
Sıeht INa die direkte Selbsttötung als eiıne 1n sıch schlechte Hand-
lung Aa  - die nıemals als Miıttel eiınem anderen Zweck, Sanz yleich
W1€e wertvoll, vollzogen der angedroht werden darf, mMu der Hun-
gerstreik als unbedingt un allen Umständen sıttlıch unerlaubt
verworten werden.

Il Die Rechtfertigung des Hungerstreiks als eines politischen Kampfmittels
innerhalb einer rateglie „gewaltlosen Widerstands‘“

Plausibilitätseinwände eın absolutes Verbot
Hungerstreil

SO schlüssıg diese Überlegungen zunächst sınd, bleibt doch e1in
Unbehagen. LDem Ergebnis, dem sS1e führen, fehlt eine letzte Plau-
sibilität: Reın VO Getühl her scheint nıcht stımmen, WECNN

der Hungerstreik mıiıt dem Selbstmord der dem Mord INOTAa-
lısch auf e1MN un dieselbe Stutfe gestellt wird VWenigstens manche
Hungerstreikende (etwa Mahatma Gandhı) wurden VO der Welt-
öffentlichkeit un selbst ihren politischen Gegnern gerade iıh-
res Hungerstreiks als sıttliıch besonders hochstehende Persönlichkei-
ECN anerkannt. 1ne ausgesprochen christliche Motivatıon spıelt be]
manchen Hungerstreikenden eın wichtige Rolle, weniıgstens subjek-
t1IV. So beruten sıch manche Hungerstreikende der 1n Irland auf
das Evangelıum, ELWa den Satz: S g1bt keine größere Liebe als die,
WEeEeNnNn eıiner seın Leben o1bt für seiıne Freunde.“ Es fällt auf, da of-
fenbar allein die katholische Moraltheologie mıt ıhrem Prinzıp der
Doppelwirkung eıner solchen eindeutigen Verurteilung des Hun-
gerstreıiks als einer Oorm des Selbstmords gyelangt, während außerhalb
der katholischen Moraltheologıe Verteidiger und Gegner der Mög-
lichkeit eiInes sittlıch erlaubten Hungerstreıiks mıt anderen Argumen-
ten operieren Das Prinzıp der Doppelwirkung, aut das siıch die Ver-
urteilung des Hungerstreiks StütZt, 1St. nıcht unmittelbar dem Evange-
lıum, sondern philosophischen Vernunftüberlegungen entnommen

oh 1
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Dem 1St entgegenzuhalten: Die bloße Plausıibilıtät 1St. eın tragfähi-
DCS Argument 1n der Wissenschaft, der Ethık un der Theologıie. Das
Urteil der Weltöffentlichkeit („Zeitgeist”) 1St ebentalls e1n zuverläs-
S1gESs Kriteriıum der sıttliıchen Wahrheıit, VOLF allem ıIn schwierigen und
emotional belasteten polıtischen Fragen. uch be1 (subjektiv) hoher
ethischer un christlicher Motivatıon ann eiıner sıttlich falschen
Mitteln greifen.

hne weıtere ethische Rechtfertigung ann deshalb dieser
Plausibilitätseinwände der Hungerstreik nıcht als erlaubt angesehen
werden.

Das Strategısche KONZEDHT eınes „gewaltlosen Widerstandes“

Bedenkenswerter 1St die Tatsache, da{ß der Hungerstreik diskutiert
wiırd 1mM Kontext einer allgemeıneren Strategıe der Lösung politischer
Konfllıkte, als ein Miıttel ZUr Humanıisıerung VO  P bisher gewaltsam
ausgetrageneln Auseinandersetzungen. In der modernen politischen
Theorie 1St nämlich nachweislich auch dem Einflufß christli-
chen Gedankengutes, ınsbesondere der Bergpredigt das strategische
Konzept eines „gewaltfreien Widerstandes“ entwickelt worden, der

bestimmten Bedingungen die Stelle der bisher übliıchen blutı-
SCH Auseinandersetzungen, Krıiege un Bürgerkriege LIGIEN soll Der
Hungerstreik ann richtig NUur verstanden werden als e1in Kampfmittel
1mM Rahmen dieser politischen Strategie. Ihre Grundgedanken mMuUussen
deshalb wenigstens ansatzweıse erorter werden

In bestimmten Sıtuationen, die ach der bisherigen Kriegsmoral,
W1€ S1Ce auch VO der katholischen Theologie VETrTLIELCH wurde, den
Einsatz physıscher Gewalt bıs hın Zur Tötung des politischen Gegners
rechtfertigen würden, sollen jetzt andere, diesen Sıtuationen besser
angepaßte Kampfmittel verwendet werden. Sıe zeichnen sıch
sıttlicher Rücksicht durch die folgenden Eigenschaften aus S1e kom-
ILLE  3 mIıt einem ınımum physischer Gewalt au  ® Sıe geben wenl1-
pCI Anlaß gegenseltigem Hafß S1e respektieren stärker die
enschenwürde un die sittlıche Verantwortung auch beım polıtı-
schen Gegner. Großer Nachdruck wird auf die Einsicht gelegt, dafß
der polıtische Gegner, selbst WENN eine ungerechte Sache vertel-
digt, als sıttliche Persönlichkeit oftmals gal keıine subjektive moralı-
sche Schuld tragt, sondern als Gefangener eines ideologischen Sy-

verstanden werden mMu Damıt wırd CS möglich, zwiıischen Der-

Zur Strategie der Gewaltlosigkeit vgl das grundlegende Werk VO Ebert, (3@-
waltfreier Aufstand. Alternatıve SE Bürgerkrieg, Freiburg Br. 1968, un! die Ort
angegebene umfangreiche Literatur. Dıie Strategıe der Gewaltlosigkeit 1St besonders
geeignet 1n Sıtuationen, In denen eın DE} Widerstand test entschlossenes, geeintes
Volk VO eıiner machtmäßig weıt überlegenen remden Besatzungsmacht unterdrückt
wird, der gegenüber eın militärischer Widerstand aussichtslos wAÄäre. Eıne solche Situa-
tıon könnte möglicherweise uch 1n Polen bald gegeben seln.
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So  - un Sache, zwischen dem politischen Gegner als Mensch un der
Ungerechtigkeit, die vertritt, schärter unterscheıiden. Dıi1e einge-
PIi7Zien Kampfmittel sollen das (Gewıissen des Gegners, se1ın
„besseres Ich“ appellieren un gewissermaßen In der DPerson des Geg-
GL einen Bundesgenossen die Ungerechtigkeıt gewiınnen
suchen. Auft dieses Zıel hın sınd dıe eingesetzten Kampfmiuittel abzu-
stımmen. Zur Überwindung polıtischer Vorurteıle genügt erfahrungs-
gemäßß aber nıcht der blo{fß ratiıonale Appell die Vernuntitt, sondern
„dıe Vernuntft mu durch Leiden gestärkt werden, un: Leiden öffnet
die ugen für Verstehen“ Kalkuliertes, gyezieltes Leiden 1St dement-
sprechend ein wesentliches Element dieser Strategie, aber eın Leiden,
das der Vorkämpfter dieser Strategie der Gewaltlosigkeit nıcht dem
politischen Gegner, sondern sıch selbst zufügt. e1ım Hungerstreik
handelt 6S sıch also eiIn Teıiılelement einer rational durchdachten
Strategıe polıtıschen Kampfes, die die bısherigen Formen gewalt-

Auseinandersetzung überwinden 1l

Ötrateaie der Gewaltlosi:gkeit und tradıiıtıionelle Krıegsmoral
Diese Strategıe der Gewaltlosigkeit stimmt mıt der tradıtionellen

Kriegsmoral in der Überzeugung übereın, daß auf den Eınsatz VO

Gewalt Zzur VWahrung un Durchsetzung VO Recht un Gerechtig-
eıt nıcht völlıg verzichtet werden anı Ius Eest cCoOAactıyum. S1e T-

scheidet sıch darın VO ihr, da{ß S1Ee den tradıitionell anerkannten
c nıchtKriegsgrund, eıne „SraVls inıuria proportionata damnis bellı

ımmer als eiıne ausreichende Rechtfertigung ansıeht, Gewalt
den Gegner anzuwenden, un nıcht einmal ımmer als das besten
geeignete Mittel, die eigenen politischen Ziele durchzusetzen un
Gerechtigkeit verwirklichen. In bestimmten Sıtuationen, die 1m
einzelnen och PCNAUCT umschreıben wären, genügt ein mıt
sentlich geringeren UÜbeln verbundenes Miıttel der Gewaltanwendung

sıch selbst,; Gerechtigkeıt besser un wirksamer herzustel-
len Wenn dıese Bedingungen gegeben sind, erscheint 65 geradezu als
eıne sıttlıche Pflicht, kriegerischer Kampfmaßnahmen die milde-
TG Miıttel der Gewaltlosigkeit einzusetzen, denen auch der Hun-
gerstreik zählen 1St Hätten beispielsweise Mahatma Gandhı un
seiıne Freunde das (wohl als berechtigt anzusehende) Ziel eiıner Be-
treiung Indiens VO britischer Oberherrschaft mıt den tradıtionellen
Miıtteln eines gewaltsamen Volksaufstandes verfolgt, waren Vermut-

Gandhı, Young Indıa (1 In Gandhı, Sarvodaya, Ahmeda-
bad 1954,

So Franz Duarez, De Charıtate, Dıiısp. 1 SECL. 4, Vgl die austührlichere Dis-
kussion der Kriegsmoral 1mM folgenden Z iffer

Es se1l nıcht verschwiegen, da{fß manche Anhänger der Gewaltlosigkeit diese als eın
unıiverselles Miıttel ZUr Lösun politischer Konflikte ansehen un! VO 1er aus jeden
Krıeg als unmoralısch verurtel
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ıch Tausende VO  aD Todesopfern auf beiden Seıten beklagen PCWC-
SCH, darunter auch viele relatıv „unschuldige” britische Soldaten. Dıie
Überwindung des aUusSs diesem Kampf entstandenen poliıtischen Hasses
hätte unabsehbare Zeıt gebraucht. Durch seiıne Politik relatıver (56=-
waltlosigkeıt, verbunden MIt seinem persönlichen Hungerstreik,
konnte Gandhı se1ın politisches Zıel hne diese ungeheuren Opfter
reichen.

Gegenüber dieser Strategıe der (relatıven) Gewaltlosigkeit
scheint die klassısche Kriegsmoral, WI1€E S1E auch VO katholischen
Moraltheologen verireten wurde (etwa die Lehre VO „bellum
iustum , VO Widerstandsrecht bıs hın ZUu Tyrannenmord), als 4aUS-

gesprochen undıfferenziert, grobschlächtig, Ja unmenschlich.
Diese Lehre a hier nıcht 1n allen Einzelheiten un mı1t den NOL-

wendıgen Rahmenbedingungen diskutiert werden. Kurz
gefaßt 1St der Gedankengang aber ELWa der folgende: Aus der leicht
einsehbaren Notwendigkeıt, da{ß offenkundiıges Unrecht nıcht hne
weıteres hingenommen werden mu un darf, auch WE keıne höhe-

nNnstanz exıstlert, die Recht un Gerechtigkeit durchsetzen könnte,
wiırd zunächst der allgemeıne Schlufß PCZOBCN, da{ß auch Krıeg un
kte der Kriegführung nıcht als ımmer 1n sıch schlecht angesehen
werden mussen Der Eınsatz physischer Gewalt 1mM Krıiege bıs hın ZUr

Tötung des Feindes wiırd gerechttertigt einerseılts au dem Notwehr-
recht gegenüber einem ungerechten Angreifer, andererseıts aus dem
Recht des Staates, Schuldige bestraten. ach dieser pauschalen
Rechtfertigung wird 217 aber der Krıeg (und die Anwendung VO  —

Gewalt) als eın eıgenen (sesetzen unterliegender Ausnahmezustand
fast W1€ eın unvermeidliches Naturere1ign1s hingenommen un NUr

och versucht, die schlimmsten Auswüchse des Kriegsgeschehens
verhindern _oder einzugrenzen.

Tradıtionelle Krıegsmoral und moraltheologische
Prinzipienlenre

Obwohl 1U VO  —3 den Autoren betont wird, daß ZUT Rechtfertigung
des Krieges selbstverständlich eine justa ertforderlich sel, fällt
doch auf,; WI1I@e weniıg S1Ce sıch nähere Gedanken darüber gemacht ha-
ben, w1€e schwerwiegend der „gerechte Grund“ eigentlich se1ın mÜSSeE,

dıe Schrecken eines Krıeges aufzuwiegen. Thomas VO Aquın,
dem die Autoren folgen, tührt zunächst des längeren AaUs, da{ß eın
Krieg VO der legıtımen staatlichen Autorität erklärt worden seın
MUSSE Zur Umschreibung der lusta gyenugt iıhm aber eın e1INZ1-
SCI Satz: requiıritur uLt Ilı qu1 iımpugnantur propter alıquam culpam
impugnatiıonem mereantur ©°. Fr Suarez meınt ZWAaT, daß als

*S AQ IN G 40FE
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1usta eines Krıieges LUr eine STaVIS in1urı2a proportionata damnıs bellı
1n rage komme, 1St aber 1ın der Bestimmung der Schwere des In
rechts eher großzügıg Das entsprach ohl durchaus dem Zeıitver-
ständnıs.

Wesentlicher 1ST. 1ın diesem Zusammenhang aber die Tatsache, da{fß
1n der tradıtionellen Moral das Verbot der direkten Tötung mensch-
liıchen Lebens für den Kriegsfall gegenüber „Kombattanten“” weıtge-
hend als suspendiert betrachtet wurde. Be1 allen Versuchen, auch für
die Kriegführung humane Verhaltensregeln entwickeln, blieben
grundlegende Fragen ungelöst, die nach der geltenden Prinzıipien-
lehre hätten erorter werden mussen Werden durch einen Krıeg
nıcht mıt Notwendigkeıt Unschuldige direkt verletzt un getötet?
Wenn als Rechtfertigung des Krieges die Herstellung der justitia V1IN-
dicatıva angegeben wiırd, trifft die Strate überhaupt Je der 1m Nor-
maltall die 1M moralıischen Sınne Schuldigen? Sınd nıcht vielmehr fast
alle VO den Kriegsfolgen unmıiıttelbar Getroffenen zumındest forma-
lıter als unschuldıig anzusehen? Genügt aber dıe inıustıtia MOFB mMate-

ralıs des Gegners, seıne direkte Tötung rechtfertigen? Ist die
Unterscheidung des Völkerrechts zwischen „Kombattanten“ un
„Nonkombattanten“ gleichbedeutend mıt „Schuldigen” un „Un:-
schuldigen“ 1ın dem Sınne, da{fß 6C erlaubt se1ın könnte, die Kombattan-
ten als Schuldige direkt töten”? Wenn aber otwehrrecht geltend
gemacht wird, welchem Soldaten wurde Je ZU Bewulßstsein gebracht,
dafß den Feind nıcht Ö  n, sondern NUr kampfunfähig machen dür-
te SErTrVAaLO moderamıne inculpatae tutelae, W16€e jedem Polizeibeamten
ıIn einem Rechtsstaat gegenüber einem bewaftneten Verbrecher als
selbstverständliche Bedingung des Waffengebrauches eingeschärft
wird? Kann un darf dıe Kriegsmoral die Tatsache eintach überse-
hen, dafß ın tast allen Kriıegen die eilnehmer auf beıden Seıten davon
überzeugt sind, hre gerechte Sache eınen ungerechten Angrel-
ter verteidigen mMuUussen un darum auch dürften? Handelt 65 sıch
be1 eıner solchen gegenseltigen Tötung VO  3 (formalıter) Unschuldi-
SCH nıcht eine actıo ıntrınsece mala, die auch ZUFr Herstellung VO

Recht und Gerechtigkeit nıcht als Miıttel erlaubt werden kann?
106 rıgorose Anwendung der moraltheologischen Prinzipienlehre,

W1€E S$1e tradıtionell verstanden wurde, müßte dem Schluß führen,
da{fß die Art; W1€ physische Gewalt 1mM Krıege angewandt wiırd,
keinen Umständen gerechtfertigt werden annn Nun wırd InNnan aller-
dings der Kıiırche sıcher keinen allzu schweren Vorwurt dafür machen
dürten, daß c5 ihr nıcht gelungen ISt, angesichts der entsetzlichen

SEn qQqUO consıderandum CS NO raro iniuri;\m levem, qua«l
ICVETAa graVis CD S1 omnı12 SPpECLANLUTF, vel S1 sımıles permittantur, qUON1AIN paulatım 1N-
de evenıre POSSUNLT incommoda. S1C CcCu ATEC vel inımum Ooppıdum, verbi LAr
t1a, alıquando ZraVIis inıurıa erit, vel excursiONes acere.“
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Realıtät ımmer wıeder aufflammender Krıiege eine ıhrer Botschaft
besser entsprechende Kriegsmoral entwıckeln un ihr Geltung
verschaften. Ist eıne solche, der klassıschen Prinzipienlehre voll ENL-

sprechende un: zugleich allen praktischen Notwendigkeıten genu-
gende Moral der öffentlichen Gewaltausübung überhaupt denkbar?
Die Kırche mußfte sıch weitgehend mı1t allgemeıinen Friedensmahnun-
SCH un: Friedensbemühungen begnügen un versuchen, wenıgstens
die Einhaltung der Normen des geltenden Völkerrechts verpflichtend

machen. Tatsache 1St aber, da{ß S$1e 1n diesem SaNzZCNH Bereich der
öffentlichen Gewaltausübung ach außen auf eıne rıgorose Durchset-
ZUuNg der Prinzipien des duplex effectus un der cooperatıo verzichtet
hat und nıcht einmal die deutschen Soldaten, die auf seıten Hıtlers 1mM
Zweıten Weltkrieg kämpften, z wenıgstens passıven Wıderstand

Sünde verpflichtet hat L
Nur das eıne sollte j1er gezeıigt werden: Auf diesem gaNzZCh Feld

der öffentlichen Gewaltanwendung Lreich schwierige moralische Pro-
bleme auf, die sıch mıt den Schulprinzıpilen der Moraltheologıe nıcht
zureichend lösen lassen un: tatsächlich 1n der Vergangenheıit auch
nıcht befriedigend gelöst wurden. Las bedeutet keinen Vorwurf ms
pCNHh die Moraltheologie oder dıe Kırche. Um nıcht dieses Feld
der polıtıschen Konftlikte der Gewalt des Stärkeren un Skrupellose-
FG überlassen, mufte dıe Kırche verhältnismäßig hılflos zusehen,
W1€ Millionen Menschen darunter auch viele ıhrer eigenen Glieder

sich gegenselt1ig auf den Schlachtteldern direkt getötet haben AUuSs

vergleichsweise unbedeutenden Anlässen, hne daß MNan hätte mıiıt Gi:
cherheıt angeben können, auf welcher Seıite Recht un Gerechtigkeit
verteidigt wurden.

Hungersireik als SETINDETEIS UÜbel

Angesichfs solcher Überlegungen erscheinen die subtilen Unter-
scheidungen der Moraltheologen ZU Hungerstreik als einem direk-
ten Selbstmord 1n eiınem anderen Licht Der Hungerstreik darf nıcht
als ein rein indıividualethisches Problem behandelt werden, sondern
UL 1m Zusammenhang einer allgemeıneren politischen Ethik gewalt-

Auseinandersetzungen. Er annn un: darf NUr eingesetzt WEeTI-

den in einer bürgerkriegsähnlichen Sıtuation, 1n der sıch der FEın-
SA physischer Gewalt bıs hın ST Tötung des politischen Gegners

1Ö Das Gegenteıl 1St leıder der Fall Der Wehrdienst für die Armeen Hıtlers wurde
als Verpflichtung sub graVvı den Katholiken 1mM damalıgen Deutschen Reich auferlegt
und Wehrdienstverwel CICI, die diesen Krıeg als ungerecht ablehnten, eiınes (Gewi1issens-
ırrtums bezichtigt. Vgl ELWa Zahn, Er folgte seinem Gewissen. Das einsame
Zeugnis des Franz Jägerstätter, (sraz 1979 Ludwig Lehmhöfer, Zur tapferen
Pflichterfüllung gerufen. Dıie Katholiken ın Adolt Hıtlers Krıeg, 1n : Katholische Kırche
und NS-Staat, Frankfurt 1981
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gerechtfertigt wAare Er mu ann aber auch nach denselben Regeln
beurteilt werden, miı1t denen die traditionelle Kriegsmoral die Lösung
politischer Konflikte versuchte.

Wenn eine Polıitik der Gewaltlosigkeıit, der auch der Hunger-
streik als Kampfmauittel gehört, AZU führen könnte, da{ß ein blutiger
Krıeg der Bürgerkrieg mıt dem Tod VO Tausenden VO relatıv
schuldıg Beteiligten vermieden werden kann, WENN diese Polıitik bes-
ser als jede andere azZzu geeignet erschiene, P Frieden und Z

Versöhnung beizutragen, ann ware 65 unverständlich, 1M Namen
der christlichen Ethik diese Art der Austragung politischer Gegensät-

verbieten. Wann un welchen Bedingungen eıne solche
Alternatıve sıch stellt; 1St. Jer nıcht der Ort entscheiden. Im Falle
VO  3 Mahatma Gandhı scheint diesem Autor aber eine Sıtuation SCHC-
ben SCWESCH se1n, 1ın der der Eınsatz des Kampfmittels Hunger-
streik sittlich gerechtfertigt W ar un auch ann BEWESCH ware, WECNnN

nıcht ZU politischen Erfolg, sondern ZU Tod Gandhıs geführt
hätte. Daraus erg1ıbt sich, dafß der Hungerstreik als e1in politisches
Kampfmiuittel der Gewaltlosigkeıit zumindest insotfern nıcht mi1ıt Sıcher-
eıt als sıttlıch 1n sıch schlecht verurteılt werden kann, als das g-
ringere bel gegenüber blutiger Auseinandersetzung darstellt. Dabe:i
darf allerdings nıcht übersehen werden, daß 6S sich auch be1 dieser
orm VO  3 „gewaltlosem Widerstand“ eınen FEınsatz VO „Gewalt”

allerdings panz eigener Art handelt. Wıe alle gewaltsamen polıti-
schen Kampfmiuittel darf ( 1Ur ganz bestimmten Bedingungen
eingesetzt werden.

Geringere Getahr mißbräuchlichen Fınsatzes
des Hungerstreiks als Kampfmittel

Immerhin mMuUuUssen für seınen erfolgreichen Einsatz ZEWISSE Voraus-
SEITZUNKECN gegeben se1n, die einen Mißbrauch wenıger wahrscheinlich
machen als den anderer politischer Kampfmaittel: Schon der eigene
Selbsterhaltungstrieb stellt eine ZEWISSE natürliche Schranke
den Mißbrauch des Hungerstreiks dar, WI1€e S1€e für direkte Aggression
gegenüber einem politischen Gegner nıcht 1n gleichem Umftang PCHC-
ben ISTt. Weiterhin 1St der Hungerstreik als Kamptmauittel überhaupt Br
eignet NUur be1 großer ethischer Glaubwürdigkeıit des Hungerstreiken-
den Eın gewöhnlicher Verbrecher, der nıcht gylaubhaft machen
vCcrIma$, da{fß 6S ihm wenigstens subjektiv die Durchsetzung
eines sıttlichen Anspruchs geht, hat damıt aum Aussicht auf irgend-
einen Ertfolg. Der Hungerstreik verlagert die politische Auseinander-
SCEIZUNG auf das eigentlich entscheidende Feld der rationalen Erörte-
rIung der entgegenstehenden Gerechtigkeitsforderungen. Wenn der
eigene Anspruch als völlıg unberechtigt erscheint, wırd diese sıch
scharfe W affe stumpf. Voraussetzung für den Einsatz dieses Kampf-
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muıttels 1ST das Vertrauen 1n eıne Ansprechbarkeıit des polıtischen Geg-
ers der der öffentlichen Meınung tür sıttliıche Argumente. Wo eine
solche Ansprechbarkeıt VO vornhereıin als nıcht gegeben ausgeschlos-
SCI) werden mufß, stellt der Hungerstreik 1Ur eine sinnlose Selbsttö-
LuUung dar Der Hungerstreikende mu sıch also In die Posıtion seines
politischen Gegners hineindenken. uch das wirkt eher aggress1ONS-
hemmend.

Es äflßt sıch aber nıcht ausschließen, da{ß der Hungerstreik gerade
gegenüber einem polıtischen Gegner mı1t sıttlicher Selbstachtung auch
demagogisch mißbraucht werden kann, ınsbesondere 1n Zeıten allge-
meıner politischer Unruhe un Unsicherheit der öffentlichen Me1-
NUunNng. SO können auch stark ideologisıerte terroristische Gruppen
Druck auf einzelne ıhrer Mitglieder ausüben, sıch 1in den unger-
streik begeben, dadurch ber die Massenmedien die Offent-
iıchkeit für ihre Umsturzpläne günstıg stiımmen. ber die sıttliıche
Bewertung des Hungerstreiks darf nıcht alleın VO  3 diesen Möglıch-
keıten des Mißbrauchs her erfolgen. Abusus NO tollıt SUm Alle p —
lıtıschen Kampfmittel lassen sıch mißbrauchen, un A4UuS der Tatsache
der Ungerechtigkeıit vieler Krıiege folgt och nıcht, da{fß auch jeder
Verteidigungskrieg mıt Notwendigkeıt PIB intrınsece malum se1in
MUSSE Von seınen Folgen her gesehen erweılst sıch jedenfalls der
Hungerstreik als e1in weniıger dem Mißbrauch aUSgESELIZLES und wenı1-
gCcI politischer Eskalatıon tührendes Kampfmittel als die tradıtio0-
nellen aggressiven Formen politischer Auseinandersetzung.

111 Der Hungerstreik 1m Lichte NEUEFETIET Überlegungen einer
moraltheologischen Methodenlehre

Das ethische Paradox

Dıie bisherigen Überlegungen ZUur sıttliıchen Erlaubtheit des Hun-
gerstreiks haben einem paradoxen Ergebnıis geführt: Einerseıts
mMu ach der klassıschen Methodenlehre, iınsbesondere dem Prinzıp
der Doppelwirkung, W1€ S 1in der moraltheologischen Schultradition
ZuUur Lösung derartiger Fälle angewandt wird, der Hungerstreik mıt
Sicherheit als Selbstmord un damıt als eıne actıo ıntrınsece mala VCI-

urteılt werden. Andererseıits stellt der Hungerstreik 1mM Kontext einer
Strategıe „gewaltlosen Widerstandes“ estimmten Bedingungen
eın humaneres un ohl auch dem Geilst des Evangelıums besser ENL-

sprechendes Miıttel ZUur Austragung politischer Konftlikte dar, als CS
die tradıtionelle Moraltheologie anzubieten hatte. Wıe 1ST dieser XI
derspruch aufzulösen? Das Problem wiırd dadurch noch verschärft,
dafß auch die tradıitionelle Moraltheologie, W1€ zeıgen versucht
wurde, für die Fälle kriegerischer Auseinandersetzung ihre eıgene
Prinzipijenlehre, insbesondere das unbedingte Verbot jeder direkten
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Tötung Unschuldiger als einer 1in sich schlechten Handlung, nıcht mıt
voller Konsequenz durchzuhalten vermochte.

Dıie Fragwürdıigkeit der Prinzipsenlechre der Schultradıtıiıon

Wenn dies zutrifft, legt sıch die Vermutung nahe, daß die Parado-
X 1E nıcht 1n CESNEIGE Linıe auf eıne alsche Anwendung der Prinzipilen-
lehre, sondern auf diese Prinzipienlehre selbst zurückzutführen 1St
Diese Vermutung wiırd och bestärkt durch HeEUGTE Untersuchungen
ZUF Methodik der Moraltheologie, die Sanz allgemeın un hne
ezug auf das spezıielle Problem des Hungerstreiks die Lehre V C

der aCt10 intrınsece mala un VO der actıo duplıcıs effectus In Frage
stellen. Diıiese Untersuchungen, die och nıcht abgeschlossen sind,
ührten dem vorläufigen Ergebnis, da{ß diese Prinzipienlehre of-
tenbar NUr einen Teilbereich moraltheologischer Problematik abdeckt
un in bestimmten Grenztällen keine befriedigenden Lösungen
bieten veErma$S. Dıie moraltheologische Forschung bemüht sıch darum,
In einer allgemeineren, einheıtlıchen Theorie alle biısher gültıgen Eın-
sıchten der Moraltheologie 1n eine TE UC Synthese aufzunehmen un
dabe1 für einıge Randprobleme eiıne sachlich zutreftendere un e1n-
sichtigere Lösung finden, die ach den bisherigen Denkmodellen

Aporıen tführten. Es soll darum hıer versucht werden, och wen1g-
UrZ umreıßen, WI1IE INan sıch aufgrund dieser HCHCTEN moral-

theologischen Methodenuntersuchungen eıne Lösung des Problems
des Hungerstreiks vorstellen könnte 11

Dıe Tötung eınes Menschen als aCt1O ıntrınsece mala

In der klassıschen katholischen Moraltheologıe xibt 6C Nnu  — ganz
weniıge Beispiele für Normen, ıIn denen estimmte konkrete Handlun-
CN als ımmer und ausnahmslos 1n sıch schlecht mıt dem Anspruch
auf unıverselle Geltung verworten wurden. Dıie Verbotsnorm, daß
nıemand sıch selbst der einen anderen schuldlosen Menschen direkt
Oten dürfe, 1St eines dieser wenıgen Beıispiele. Gegenüber eiıner sol-
chen „deontologischen” Normierung äflßt sich zeigen, daß gewöhn-
ıch die katholische Moraltheologie die Sıittlichkeit eıner Handlung
entsprechend einer Abwägung der vor-sittliıchen, aber sıttlich bedeut-

Folgen dieser Handlung beurteıilt, also „teleologisch” ArIUu-
mentiert.

In NECUCICIN moraltheologischen Untersuchungen wiırd nNnu Zzel-
CN versucht, da{fß sıch gENAUSECENOMM auch das Tötungsverbot e1-
gyentlich nNnu  a „teleologisch” begründen un sıch der Beweıs nıcht e_

/Zum T R  gegenwärtigen Forschungsstand sel verwlıesen autf Kerber (Hrsg.), Sıttlı-
che Normen. Zum Problem iıhrer allgemeıinen un! unwandelbaren Geltung, Düsseldorf
1982 Dort findet sıch uch eın Literaturüberblick dieser Frage
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bringen lasse, da{fß die direkte Tötung eiınes schuldlosen Menschen
ımmer un mı1t Notwendigkeıt eine In sıch schlechte Handlung dar-
stelle. Damıt enttällt aber auch die Notwendigkeıt, estimmte Z7wel-
tellos sıttlıche Handlungen mühsam durch Anwendung des Prinzıps
der Doppelwirkung rechtfertigen, hne da{ß deshalb der Wıillkür
Tür und Tor geöffnet würde l

Zunächst ermangelt der Beweıs der Verbotsnorm, da{ß nıemand
sıch selbst der einen anderen schuldlosen Menschen direkt oOten
dürfe, einer etzten Schlüssigkeıt. Er wiıird führen versucht aus dem
Gedanken, da{fß dem Menschen die Berechtigung tehle, ber se1n 5
ben verfügen (ex defectu Jur1S), weıl GJOÖtT alleın der Herr des Le-
bens sel Dazu 1St bemerken, da (30tt der Herr 1St. ber alle
geschöpfliche Wıirklichkeit In gleicher Weıse. Aus der Formulierung
„Gott alleın 1St der Herr des Lebens“ äßt sıch och nıchts erschließen
bezüglıch eıner berechtigten der unberechtigten Verfügung über
menschliches Leben Es tolgt daraus NUr, da{fß WIr Menschen nıcht be-
lıebig ber menschliches Leben verfügen dürfen, W1€ ber nıchts 1n
dieser geschaffenen Welt 7Zweiftellos hat menschliches Leben als eın
ganz fundamentales Rechtsgut höchste Priorität l Es 1STt schwer, sıch
e11n Rechtsgut vorzustellen, das dem Leben eiınes Menschen gleich-
wertig der höherrangıg wAre Diese Überlegung verleıiht dem C386
danken, daß der Mensch n1ıe ber menschliches Leben verfügen dür-
fe, hohe Plausibilität.

Notwehr als „Ausnahme“ VO allgemerınen Tötungsverbot
Tatsächlich xıbt 65 aber solche höherwertigen Rechtsgüter, denen

die Priorität gegenüber dem Leben eines einzelnen zugestanden WEeTLr-

den mMu Wenn Leben Leben steht, WECECNN eıner VO eiınem
deren angegriffen wiırd, mu{l ıhm auch das Recht der Notwehr ZUBC-
standen werden. Die Begründung lıegt nıcht eEeLwa darın; daß das 6
ben des Angegriffenen höherwertig ware, auch nıcht einmal 1in der
Schuld des Angreifers, sondern vielmehr 1n einem Erftordernis des öf-
fentlichen Gemeinwohls un der Rechtsordnung. Könnten potentielle
Mörder damit rechnen, da{fß auch NUur die Mehrheit ihrer möglichen
Opfter keinerle1 gewaltsame Gegenwehr leısteten, würde S$1e das

12 Zum Folgenden vgl VOT allem Schüller, Die Begründun sıttlicher Urteile.
Typen ethischer Argumentatıon 1n der Moraltheologie, üsseldor 236—251

13 Miıt diesem Gedanken begründet uch die Erklärung der Glaubenskongregation
ber die Euthanasie „lura AT Bona  C VO Maı 1980 das Verbot des Selbstmords: „V1-

humana Eest ftundamentum omnıum bonorum ıtemque necessarıus fons et condicıo
CU1USVIS actıvıtatıs humanae NCCNON CONsOrtlion1s socıalis.“ Y (1980) 544 Be-
merkenswert 1St. der ausdrückliche Hınweıs, da Fragen des Lebensrechts 1Im politı-schen Bereich, nämlıch Todesstrafe un Kriegsrecht, damıt nıcht berührt werden sol-
len AT omnıno praetermittuntur quaestiones de O! moOTrtIS eit de bello, qUaC-
ant alıae tiant peculıares consiıderationes, qua«C huijus Declarationis argumentOo
Lrane42€e sunt.“ Ibıd., Nota
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Zur Ausführung ihrer Taten 1Ur ermutigen. Das ann aber nıcht
gelassen werden. Deshalb MUu die T1ötung A4US Notwehr selbst 1n sol-
chen Staaten erlaubt werden, die die Todesstraftfe abgeschafft haben
Das Prinzıp der Doppelwirkung soll eiıne derartige Notwehr zugleich
ermöglichen un begrenzen. Es erlaubt 4aUS einleuchtenden Gründen
weniıgstens die indirekte Verfügung ber menschliches Leben und
mıiıldert damıt das zunächst absolut verstandene Tötungsverbot. Dabei
1St 6S nıcht einmal unbedingt erforderlich, da{fß der Angreifter 1n SIrCNg
sıttlıchem Sınne schuldıg 1St. Das Notwehrrecht gılt auch gegenüber
einem Angreifer, der objektiv rechtswidrig mangelnder F1
rechnungsfähigkeit subjektiv unschuldıg 1St 1 Es verbietet aber, dem
Angreifer mehr Schaden zuzufügen, als ZUr Abwehr des Angriffs un
damıiıt Z Aufrechterhaltung der Rechtsordnung unbedingt NOLWEN-

dıg 1St

Todesstrate als „Ausnahme“ VO Verbot dıiırekter Tötung
ber mı1t der Unterscheidung zwıischen direkter un indirekter TSÖ-

tung ach dem Prinzıp der Doppelwirkung 1St die Möglichkeıit VO  3

„Ausnahmen“ VO Tötungsverbot och nıcht erschöpftt. Der Vollzug
der Todesstrafe, der 1n der katholischen Moraltheologie 1MmM allgeme1-
C wenıgstens bestimmten Bedingungen als erlaubt ANSCC-
hen wird, stellt eine direkte Tötung dar Hıer wiırd ZU) Rechtferti-
FUn darauf verwıesen, daß der Z ode Verurteilte auch 1m sub-
jektiven Sınne schuldig se1ın MUSSE un ZW ar eines Verbrechens, das
die Todestrate „verdient”. Außerdem dürfe 11UI der Staat sS$1e verhän-
SCH un vollziehen. Woher der Staat aber das Recht habe, ber das
Leben eines Menschen und se1 es auch eines Schuldigen direkt
verfügen, 1St 1mM Rahmen der gängıgen moraltheologischen Prinzı-
pienlehre nıcht leicht theoretisch schlüssıg aufzuzeigen. Gewöhnlich
wiırd damıt argumentıiert, da{ß (sott die staatlıche Rechtsordnung als
unverzichtbare Voraussetzung für menschenwürdıges Leben nbe-
dingt wolle und die Todesstrate zumindest als Möglichkeit
bestimmten Voraussetzungen ZUuUr Aufrechterhaltung dieser Rechts-
ordnung notwendig se1l (Gott teıle deshalb dem Staat diese seıne
Oberherrschaft über menschliches Leben mıt.

Hıer wird jedoch klar die deontologische Argumentationsweıse
verlassen un teleologisch argumentiert: Dıe Abschreckung VO e1-
P todeswürdıgen Verbrechen, die Bestrafung eines Verbrechers,
urz die Aufrechterhaltung der Rechtsordnung erscheint als e1in
wichtiges, unabdingbares Gut, dafß damiıt gerechnet werden kann,
daß (sott das Recht SA Todesstrate dem Staat verliehen hat Anders
tormuliert: Der eigentliche Gegenstand der Handlung be]l der Hın-

14 Literaturbelege dafür beı Schüller, 249, Fufßln
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richtung Verbrechers 1ST der unbedingt notwendige Schutz der
Rechtsordnung, der 1Ur durch die Todesstrafe (unter den gemachten
Voraussetzungen) gewährleıstet werden ann Dieser Umstand Z1-
izlert dıe Handlung der VWeıse, da{fßs S1C nıcht als sıttlich unerlaub-
ter Mord sondern als sıttlıch erlaubte Bestrafung und Abschreckung

qualifizieren 1SLT obwohl SIC C1INC direkte Tötung darstellt
Trotzdem wird das „Herrschaftsrecht (sottes ber menschliches

Leben deshalb nıcht angetaSstetl, weıl die Entscheidung ber dıe Er-
Iaubtheit der Unerlaubtheit der Todesstrafe nıcht willkürlich getrof-
fen, sondern VO Überlegungen abhängig gemacht wird WAaS wohl
dem Plane (sottes MI1 dem menschlichen Leben Gemeinschaft
besten entspricht, durch welche Miıttel un auf welche Weiıse das SC1-
11C Wıllen entsprechende menschliche Zusammenleben besten
gefördert wiırd Wer der Überzeugung kommt, da{ß Zur Sıcherung
des Gemeinwohls un der öffentlichen Gerechtigkeıit die Todesstrafe
ertorderlich 1ST ann auch die Todesstrate erlauben

Hungerstreik als „Ausnahme VO KOtCUNLSVETDOT
Diese Argumentatıonswelse ann ohl auch auf den Hungerstreik

ausgedehnt werden Es 1ST sıcher, daß Krıeg, Blutvergießen,1
USC Tötung, Haf der Menschen auteinander dem Wıllen (sottes un
SCINCN Geboten absolut wıderstreıten Wenn INan 1U davon ausgeht,
da{ß bestimmten Sıtuation berechtigte Aussicht darauf
hat durch den Eınsatz SCINCS Lebens Hungerstreik derartige
Scheufßßlichkeiten verhindern un damıt dem Gemeinwohl un der
Gerechtigkeıit dienen, durch Appell das (sewı1issen
sCINECELr Gegner dıese VO  - der Ungerechtigkeıit ihrer Sache überzeu-
gCH un AL Versöhnung un ZUuU Frieden entscheidend beizutra-
SCH 1ST SCIN Hungerstreik als Handlung ann durch dieses Zıiel nıcht

spezifiziert da{fß S1IC nıcht als (begonnene der angedrohte) Selbst-
LOLUNg nzusehen 1ST sondern vielmehr als FEınsatz für K gerechte
oz1ıale Ordnung un den Friıeden, zuma| WECNN SCIMN Leiden un INOS-

lıcher A 6d als der CINZ12 gangbare Weg erscheınt, dieses Zıel
erreichen? Wäre 6S diesen Voraussetzungen überhaupt erlaubt,
den anderen VWeg blutiger Auseinandersetzungen einzuschlagen oder
zuzulassen, dafß begangen wırd?

uch hier wiıird das Herrschaftsrecht (zottes ber menschliches 1-e-
ben nıcht AangCTLASLEL, weıl der Hungerstreikende ber SCIMN CIBCNCS 13
ben nıcht willkürlich verfügt, sondern den Plan Gottes, nämlich YT1e-
den un Gerechtigkeıit, verwirklichen sucht. Ahnlich W16 be] der
Begründung der Todesstrafe wiıird die Entscheidung VO  a’ Überlegun-
SCH abhängig gemacht, W as ohl dem Plane (zottes MItL dem mensch-
lıchen Leben Gemeinschaft besten entspricht durch welche
Mittel un auf welche Weıse das SC1NCM Wıllen entsprechende
58
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menschliche Zusammenleben besten gefördert werden annn
Wenn das Gemeimwohl un die öffentliche Gerechtigkeit aber NUr

durch Mittel der Gewalt gesichert werden können, WENN beim Eın-
Satz dieser Gewalt mıt Notwendigkeıt auch (materiıalıter) Unschuldi-
C getötet werden mussen, ann 1St. trotzdem u 1e] FEınsatz VO

Gewalt erlaubt, WI1€e unbedingt notwendiıg erscheıint. Sein eigenes Le-
ben einzusetzen dürfte diesen Umständen aber mıiıt Sicherheit
eıne sıttlıch höher bewertende Handlung se1ın als die direkte E O-
Lung vieler anderer.

Heıilıigt ach dieser Auffassung VO Hungerstreik aber nıcht doch
der gute 7weck das schlechte Mittel? Es wurde versucht zeıgen,
daß der Fınsatz des eigenen Lebens beım Hungerstreıik, obwohl 1mM
Falle des Scheiterns eine direkte Selbsttötung darstellt, gerade ein 1n
sıch schlechtes Mittel ISt, sondern die den verzweıtelten Um-
ständen sıttlich erantwortetie Wahl des geringeren Übels Dıi1e Alter-
natıve ware die direkte Tötung vieler anderer Unschuldıiger.

Selbstverständlich bedürtte Cr nNnu och einer weıteren Ausarbe1-
Lung der sehr anspruchsvollen Bedingungen, die für eıne sıttliıche ET-
laubtheit des Hungerstreiks gegeben se1n mussen Das ann 16r nıcht
geleistet werden. Mıt Sıcherheıit äfßt sıch aber Sapch, dafß die Vermu-
Lung nıcht ausgeschlossen werden kann, da{ß der Hungerstreik nıcht
NUr subjektiv, sondern auch objektiv als ein Kampfmittel gewaltlosen
Widerstandes bestimmten Bedingungen gerechtfertigt werden
annn

Praxısbezug
Wenn somıt auch ZuLE Gründe dafür sprechen, da{ß der unger-

streik nıcht unbedingt un 1n jedem Falle als 1ın sıch unsıttliıch VCI-

urteilen 1St, annn daraus och nıcht mıiıt Sicherheit aut seiıne LAaL-

sächliche Erlaubtheıit geschlossen werden. Dıie 1er VeCertiTetieNe Auffas-
SUuNg 1St F  - eın erster Rechtfertigungsversuch, der der kritischen Re-
lexion un Diskussıion Fachleuten bedarf. ber auch WECNN der
Grundgedanke als richtig erwıesen ware, bedürfte ( einer weıteren
Erörterung darüber, welche V oraussetzungen gegeben se1ın mussen,

den Eınsatz des Hungerstreiks als eiınes politischen Kampfmittels
1n eıner gegebenen Sıtuation als sıcher gerechtfertigt erscheinen
lassen.

iıne Bemerkung diesen Voraussetzungen se1 1M Hınblick auf
die aktuelle Sıtuation ın Irland aber weniıgstens och angefügt: ach
Meınung dieses Autors ann eıne Strategıe des gewaltfreien Wiıder-
standes un damıt auch des Hungerstreiks NUur annn angewandt WEeTr-

den, WECNN S1Ce konsequent un ausnahmslos verfolgt wird Ihr eigent-
lıcher Rechtfertigungsgrund lıegt 1n ıhrem ethischen Anspruch und
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ihrer Glaubwürdigkeıt, eindeutig 1Ur der Sache der Gerechtigkeit
dienen wollen. Werden U VO derselben Organısatiıon gewalt-
Samllıc und gewaltlose Kampfmittel zugleich eingesetzt, verliert S1C
die tür die Strategie der Gewaltlosigkeit unbedingt erforderliche
ralische Glaubwürdigkeıit. Unter dieser Rücksicht erscheinen die

Mahnungen des kirchlichen Amtes die Hungerstreiken-
den 1n Irland als voll berechtigt, iıhren Hungerstreik unbedingt eINZU-
stellen.


